
 

Versteigerungsbedingungen  

 

 

 

1. Allgemeines  

1.1 Die zur Versteigerung angebotenen Kunstwerke befinden sich alle im Eigentum und 

Besitz der Stadt Bad Reichenhall (Versteigerer). Diese angebotenen Werke werden 

einmalig zur Versteigerung angeboten. 

 

1.2 Die Versteigerung wird durch eine natürliche Person durchgeführt; die Bestimmung 

dieser Person obliegt dem Versteigerer. Der Versteigerer bzw. der Auktionator ist 

berechtigt, geeignete Vertreter einzusetzen, die die Auktion durchführen. Ansprüche aus 

der Versteigerung und im Zusammenhang mit dieser bestehen nur gegenüber dem 

Versteigerer. 

 

1.3 Sämtliche zur Versteigerung kommenden Objekte können vor der Versteigerung beim 

Versteigerer besichtigt werden. Die Werke sind ab dem 1. August 2026 bis zum Tag vor 

der Versteigerung im Foyer der Kunstakademie Bad Reichenhall, Alte Saline 10, 83435 Bad 

Reichenhall, Mo-Fr zwischen 9-13 Uhr und von 14-17 Uhr vorab zu besichtigen. 

Ist dem Bieter (insbesondere dem Bieter in einer Live-Auktion) die Besichtigung zeitlich 

nicht (mehr) möglich, da beispielsweise die Auktion bereits begonnen hat, so verzichtet er 

mit dem Bietvorgang auf sein Besichtigungsrecht.  

 

1.4 Gemäß Geldwäschegesetz (GwG) ist der Versteigerer verpflichtet, den Erwerber bzw. 

den an einem Erwerb Interessierten sowie ggf. einen für diese auftretenden Vertreter und 

den „wirtschaftlich Berechtigten“ i.S.v. § 3 GwG zum Zwecke der Auftragsdurchführung  zu 

identifizieren sowie die erhobenen Angaben und eingeholten Informationen aufzuzeichnen 

und aufzubewahren. Der vorbezeichnete Erwerber bzw. zum Erwerb Interessierte, bzw. 

dessen Vertreter sind hierbei zur Mitwirkung verpflichtet, insbesondere zur Vorlage der 

erforderlichen Legitimationspapiere, insbesondere anhand eines inländischen oder nach 

ausländerrechtlichen Bestimmungen anerkannten oder zugelassenen Passes, 

Personalausweises oder Pass- oder Ausweisersatzes. Der Versteigerer ist berechtigt, sich 

hiervon eine Kopie unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu fertigen. 

Bei juristischen Personen oder Personengesellschaften ist der Auszug aus dem Handels - 

oder Genossenschaftsregister oder einem vergleichbaren amtlichen Register oder 

Verzeichnis anzufordern. Der Erwerber, bzw. an dem Erwerb Interessierte, versichern, dass 

die von ihnen zu diesem Zweck vorgelegten Legitimationspapiere und erteilten Auskünfte 

zutreffend sind und er, bzw. der von ihm Vertretene „wirtschaftlich Berechtigter“ nach § 3 

GwG ist. 

 

  



 

2. Aufruf / Versteigerungsablauf / Zuschlag  

2.1 Der Aufruf erfolgt in der Regel zum unteren Schätzpreis, in  

Ausnahmefällen auch darunter. Gesteigert wird nach Ermessen  

des Versteigerers. 

 

2.2 Der Versteigerer kann ein Gebot ablehnen; dies gilt insbesondere dann, wenn ein 

Bieter, der dem Versteigerer nicht bekannt ist oder mit dem eine Geschäftsverbindung 

noch nicht besteht, nicht spätestens bis zum Beginn der Versteigerung Sicherheit leistet. 

Ein Anspruch auf Annahme eines Gebotes besteht allerdings auch im Fall einer 

Sicherheitsleistung nicht. 

 

2.3 Will ein Bieter Gebote im Namen eines anderen abgeben, muss er dies vor 

Versteigerungsbeginn unter Nennung von Namen und Anschriften des Vertretenen und 

unter Vorlage einer schriftlichen Vertretervollmacht mitteilen.  

 

2.4 Ein Gebot erlischt außer im Falle seiner Ablehnung durch den Versteigerer dann, wenn 

die Versteigerung ohne Erteilung des Zuschlags geschlossen wird oder wenn der 

Versteigerer den Gegenstand erneut aufruft; ein Gebot erlischt nicht durch ein 

nachfolgendes unwirksames Übergebot. Der Versteigerer ist nicht verpflichtet, den Bieter 

von der Nichtberücksichtigung seines Gebotes in Kenntnis zu setzen. Jedes Gebot wird 

vom Versteigerer nur mit dem Betrag in Anspruch genommen, der erforderlich ist, um 

andere Gebote zu überbieten. 

 

2.6 Der Zuschlag wird erteilt, wenn nach dreimaligem Aufruf eines Gebotes kein Übergebot 

abgegeben wird.  

 

Unbeschadet der Möglichkeit, den Zuschlag zu verweigern, kann der Versteigerer unter 

Vorbehalt zuschlagen; das gilt insbesondere dann, wenn der vom Kommittenten genannte 

Mindestzuschlagspreis nicht erreicht ist. In diesem Fall erlischt das Gebot mit Ablauf  von 4 

Wochen ab dem Tag des Zuschlags, es sei denn, der Versteigerer hat dem Bieter innerhalb 

dieser Frist die vorbehaltlose Annahme des Gebotes mitgeteilt.  

 

2.7 Geben mehrere Bieter gleich hohe Gebote ab, kann der Versteigerer nach freiem 

Ermessen einem Bieter den Zuschlag erteilen oder durch Los über den Zuschlag 

entscheiden. Hat der Versteigerer ein höheres Gebot übersehen oder besteht sonst Zweifel 

über den Zuschlag, kann er bis zum Abschluss der Auktion nach seiner Wahl den Zuschlag 

zugunsten eines bestimmten Bieters wiederholen oder den Gegenstand erneut ausbieten; 

in diesen Fällen wird ein vorangegangener Zuschlag unwirksam. 

 

2.8 Der Zuschlag verpflichtet zur Abnahme und Zahlung. 

 

  



 

2.9 Angebote nach der Versteigerung, der so genannte Nachverkauf,  

sind möglich. Ein Vertrag kommt erst zustande, wenn der Versteigerer  

dieses Angebot annimmt. 

 

3. Gefahrenübergang / Kosten der Übergabe und Versendung  

3.1 Mit Erteilung des Zuschlags geht die Gefahr, insbesondere die Gefahr des zufälligen 

Untergangs und der zufälligen Verschlechterung des Versteigerungsgegenstandes auf den 

Käufer über, der auch die Lasten trägt. 

 

3.2 Die Kosten der Übergabe, der Abnahme und der Versendung nach einem anderen Ort 

als dem Erfüllungsort trägt der Käufer, wobei der Versteigerer nach eigenem Ermessen 

Versandart und Versandmittel bestimmt. 

 

3.3 Ab dem Zuschlag lagert der Versteigerungsgegenstand auf Rechnung und Gefahr des 

Käufers beim Versteigerer, der berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, eine Versicherung 

abzuschließen oder sonstige wertsichernde Maßnahmen zu treffen. Er ist jederzeit 

berechtigt, den Gegenstand bei einem Dritten für Rechnung des Käufers einzulagern; 

lagert der Gegenstand beim Versteigerer, kann dieser Zahlung eines üblichen 

Lagerentgelts (zzgl. Bearbeitungskosten) verlangen. 

 

4 . Kaufpreis / Fälligkeit / Abgaben  

4.1 Der Kaufpreis ist mit dem Zuschlag fällig. Nach Abschluss der Auktion erhält der Käufer 

eine Rechnung zugesandt, die innerhalb von 14 Tagen zur Zahlung fällig ist. Erst danach 

kann das Kunstwerk abgeholt oder auf Kosten des Käufers versendet werden.  

 

4.2 Zahlungen des Käufers sind grundsätzlich nur durch Überweisung an den Versteigerer 

auf das von ihm angegebene Konto zu leisten. Die Erfüllungswirkung der Zahlung tritt erst 

mit endgültiger Gutschrift auf dem Konto des Versteigerers ein.  Alle Kosten und Gebühren 

der Überweisung (inkl. der dem Versteigerer abgezogenen Bankspesen) gehen zu Lasten 

des Käufers, soweit gesetzlich zulässig und nicht unter das Verbot des § 270a BGB fallend.  

 

4.3 Der Zuschlagspreis (Hammerpreis) ist umsatzsteuerfrei auf Grund der Eingruppierung als 

nichtsteuerbares hoheitliches Hilfsgeschäft und der Eigentümerschaft der Stadt Bad Reichenhall. 

 

4.4 Folgerecht 

Für folgerechtspflichtige Original-Werke der Bildenden Kunst und Fotografie lebender 

Künstler oder von Künstlern, die vor weniger als 70 Jahren verstorben sind, wird zur 

Abgeltung der beim Versteigerer gemäß § 26 UrhG anfallenden und abzuführenden 

Folgerechtsvergütung zusätzlich eine Folgerechtsvergütung in Höhe der in § 26 Abs. 2 

UrhG ausgewiesenen Prozentsätze erhoben, derzeit wie folgt:  

4 Prozent für den Teil des Veräußerungserlöses ab 400 Euro bis zu 50.000 Euro . 

 



 

5. Vorkasse, Eigentumsvorbehalt 

 

5.1 Der Versteigerer ist nicht verpflichtet, den 

Versteigerungsgegenstand vor Bezahlung aller vom Käufer 

geschuldeten Beträge herauszugeben. 

 

5.2 Das Eigentum am Kaufgegenstand geht erst mit vollständiger Bezahlung des 

geschuldeten Rechnungsbetrags auf den Käufer über. Falls der Käufer den Kaufgegenstand 

zu einem Zeitpunkt bereits weiterveräußert hat, zu dem er den Rechnungsbetrag des 

Versteigerers noch nicht oder nicht vollständig bezahlt hat, tritt der Käufer sämtliche 

Forderungen aus diesem Weiterverkauf bis zur Höhe des noch offenen Rechnungsbetrages 

an den Versteigerer ab. Der Versteigerer nimmt diese Abtretung an.  

 

6 . Aufrechnungs - und Zurückbehaltungsrecht  

6.1 Der Käufer kann gegenüber dem Versteigerer nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 

festgestellten Forderungen aufrechnen. 

 

6.2 Zurückbehaltungsrechte des Käufers sind ausgeschlossen. Zurückbehaltungsrechte des 

Käufers, der nicht Unternehmer i.S.d. § 14 BGB ist, sind nur dann ausgeschlossen, soweit sie 

nicht auf demselben Vertragsverhältnis beruhen. 

 

7.  Zahlungsverzug, Rücktritt, Ersatzansprüche des Versteigerers  

7.1 Befindet sich der Käufer mit einer Zahlung in Verzug, kann der Versteigerer 

unbeschadet weitergehender Ansprüche Verzugszinsen in Höhe des banküblichen 

Zinssatzes für offene Kontokorrentkredite verlangen, mindestens jedoch in Höhe des 

jeweiligen gesetzlichen Verzugszins nach §§ 288, 247 BGB. Mit dem Eintritt des Verzugs 

werden sämtliche Forderungen des Versteigerers sofort fällig.  

 

7.2 Verlangt der Versteigerer wegen der verspäteten Zahlung Schadensersatz statt der 

Leistung und wird der Gegenstand nochmals versteigert, so haftet der ursprüngliche 

Käufer, dessen Rechte aus dem vorangegangenen Zuschlag erlöschen, auf den dadurch 

entstandenen Schaden, wie z.B. Lagerhaltungskosten, Ausfall und entgangenen Gewinn. Er 

hat auf einen eventuellen Mehrerlös, der auf der nochmaligen Versteigerung erzielt wird, 

keinen Anspruch und wird auch zu einem weiteren Gebot nicht zugelassen.  

 

7.3 Der Käufer hat seine Erwerbung unverzüglich, spätestens 1 Monat nach Zuschlag, beim 

Versteigerer abzuholen. Gerät er mit dieser Verpflichtung in Verzug und erfolgt eine 

Abholung trotz erfolgloser Fristsetzung nicht, oder verweigert der Käufer ernsthaft und 

endgültig die Abholung, kann der Versteigerer vom Kaufvertrag zurücktreten und 

Schadensersatz verlangen mit der Maßgabe, dass er den Gegenstand nochmals versteigern 

und seinen Schaden in derselben Weise wie bei Zahlungsverzug des Käufers geltend  

  



 

machen kann, ohne dass dem Käufer ein Mehrerlös aus der erneuten  

Versteigerung zu steht. Darüber hinaus schuldet der Käufer im Verzug  

auch angemessenen Ersatz aller durch den Verzug bedingter  

Beitreibungskosten. 

 

7.4 Der Versteigerer ist berechtigt vom Vertrag zurücktreten, wenn sich nach 

Vertragsschluss herausstellt, dass er aufgrund einer gesetzlichen Bestimmung oder 

behördlichen Anweisung zur Durchführung des Vertrages nicht berechtigt ist bzw. war 

oder ein wichtiger Grund besteht, der die Durchführung des Vertrages für den Versteigerer 

auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Käufers unzumutbar werden 

lässt. Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei Anhaltspunkten für das 

Vorliegen von Tatbeständen nach den §§ 1 Abs. 1 oder 2 des Geschäfts i.S.d. 

Geldwäschegesetzes (GwG) oder bei fehlender, unrichtiger oder unvollständiger 

Offenlegung von Identität und wirtschaftlichen Hintergründen des Geschäfts i.S.d. 

Geldwäschegesetzes (GwG) sowie unzureichender Mitwirkung bei der Erfüllung der aus 

dem Geldwäschegesetz (GwG) folgenden Pflichten, unabhängig ob durch den Käufer oder 

den Einlieferer. Der Versteigerer wird sich ohne schuldhaftes Zögern um Klärung bemühen, 

sobald er von den zum Rücktritt berechtigten Umständen Kenntnis erlangt.  

 

8 . Gewährleistung  

8.1 Sämtliche zur Versteigerung gelangenden Gegenstände können vor der Versteigerung 

besichtigt und geprüft werden. Sie sind gebraucht und werden ohne Haftung des 

Versteigerers für Sachmängel und unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung zugeschlagen.  

 

8.2 Die gebrauchten Sachen werden in einer öffentlichen Versteigerung verkauft, an der 

der Bieter/Käufer persönlich teilnehmen kann. Ist der Bieter/Käufer gleichzeitig 

Verbraucher i.S.d. § 13 BGB wird er auf folgendes ausdrücklich hingewiesen:  

Da er in einer öffentlich zugänglichen Versteigerung i.S.v. § 312g Abs. 2 Nr. 10 BGB ein 

Werk ersteigert, das eine gebrauchte Sache darstellt, finden die Vorschriften des 

Verbrauchsgüterkaufs, also die Vorschriften der §§ 474 ff. BGB auf diesen Kauf keine 

Anwendung. 

 

Unter einer „öffentlich zugänglichen Versteigerung“ i.S.v. § 312g Abs. 2 Nr. 10 BGB versteht 

man eine solche Vermarktungsform, bei der der Verkäufer Verbrauchern, die persönlich 

anwesend sind, oder denen diese Möglichkeit gewährt wird, Waren oder Dienstlei stungen 

anbietet und zwar in einem vom Versteigerer durchgeführten, auf konkurrierenden 

Geboten basierendem transparenten Verfahren, bei dem der Bieter, der den Zuschlag 

erhalten hat, zum Erwerb der Waren oder Dienstleistung verpflichtet ist. Da die Möglichkeit 

der persönlichen Anwesenheit für die Ausnahme des § 474 Abs. 2 S. 2 BGB ausreicht,  

  



 

kommt es nicht darauf an, dass ein oder mehrere Verbraucher an der  

Versteigerung tatsächlich teilgenommen haben. Daher gelten  

insbesondere die in diesen Bedingungen aufgeführten Gewähr- 

leistungsausschlüsse und -beschränkungen auch  

gegenüber einem Verbraucher. 

 

8.3 Die nach bestem Wissen und Gewissen erfolgten Werkbeschreibungen und  

–abbildungen, sowie Darstellungen in sonstigen Medien des Versteigerers (Internet, 

sonstige Bewerbungen u.a.) begründen keine Garantie und sind keine vertraglich 

vereinbarten Beschaffenheiten i.S.d. § 434 BGB, sondern dienen lediglich der Information 

des Bieters/Käufers. Die im Katalog und Beschreibungen in sonstigen Medien (Internet, 

sonstige Bewerbungen u.a.) des Versteigerers angegebenen Schätzpreise dienen - ohne 

Gewähr für die Richtigkeit - lediglich als Anhaltspunkt für den Verkehrswert der zu 

versteigernden Gegenstände. Die Tatsache der Begutachtung durch den Versteigerer als 

solche stellt keine Beschaffenheit bzw. Eigenschaft des Kaufgegenstands dar.  

 

8.4 In manchen Auktionen (insbesondere bei zusätzlichen LiveAuktionen) können Video- 

oder Digitalabbildungen der Kunstobjekte erfolgen. Hierbei können Fehler bei der 

Darstellung in Größe, Qualität, Farbgebung u.ä. alleine durch die Bildwiedergabe 

entstehen. Hierfür kann der Versteigerer keine Gewähr und keine Haftung übernehmen. 

Ziffer 9 gilt entsprechend. 

 

9 . Haftung  

Schadensersatzansprüche des Käufers gegen den Versteigerer, seine gesetzlichen 

Vertreter, Arbeitnehmer, Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen sind - gleich aus welchem 

Rechtsgrund und auch im Fall des Rücktritts des Versteigerers - ausgeschlossen. Dies gilt 

nicht für Schäden, die auf einem vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhalten des 

Versteigerers, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen. 

Ebenfalls gilt der Haftungsausschluss nicht bei der Übernahme einer Garantie oder der  

fahrlässigen Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, jedoch in letzterem Fall der Höhe 

nach beschränkt auf die bei Vertragsschluss vorhersehbaren und vertragstypischen 

Schäden. Die Haftung des Versteigerers für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit bleibt unberührt. 

 

10 . Datenschutz  

Auf die jeweils gültigen Datenschutzbestimmungen des Versteigerers wird ausdrücklich 

hingewiesen. Sie finden sich unter  

Sie sind Vertragsbestandteil und Grundlage jedes geschäftlichen Kontaktes, auch in der 

Anbahnungsphase. 

 

  



 

11. Schlussbestimmungen  

11.1 Fernmündliche Auskünfte des Versteigerers während oder  

unmittelbar nach der Auktion über die Versteigerung betreffende  

Vorgänge - insbesondere Zuschläge und Zuschlagspreise –  

sind nur verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.  

 

11.2 Mündliche Nebenabreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches gilt 

für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

 

11.3 Im Geschäftsverkehr mit Kaufleuten, mit juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

und mit öffentlichem-rechtlichem Sondervermögen wird zusätzlich vereinbart, dass 

Erfüllungsort und Gerichtsstand das Amtsgericht Laufen. Dies ist ferner stets dann der 

Gerichtsstand, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.  

 

11.4 Für die Rechtsbeziehungen zwischen dem Versteigerer und dem Bieter/Käufer gilt das 

Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 

 

11.5 Streitbeilegungsverfahren: 

Der Anbieter ist weder gesetzlich verpflichtet noch freiwillig einem 

Streitbeilegungsverfahren (z.B. Art. 36 Abs. 1 Verbraucherstreitbeilegungs-gesetz (VSBG)) 

vor einer Verbraucherschlichtungsstelle beigetreten und somit auch nicht bereit an einem 

solchen Verfahren teilzunehmen. 

 

11.6 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Versteigerungsbedingungen 

unwirksam sein oder werden, bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen davon 

unberührt. Es gilt § 306 Abs. 2 BGB. 

 

 


